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Neue Geschäftsordnung für die Gemeindevertretung und die 
Ausschüsse der Gemeinde Appen 
 
Sachverhalt und Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Nach der Änderung der kommunalverfassungsrechtlichen Struktur der Gemeinde 
Appen seit dem 01.05.2010 ist es auch notwendig, eine neue Geschäftsordnung für 
die Gemeindevertretung und die Ausschüsse zu beschließen, die den Anforderungen 
an eine ehrenamtliche Verwaltung genügt. 
Im Vorwege haben sich Vertreter/innen aller Fraktionen getroffen und den anliegen-
den Entwurf der Geschäftsordnung ausgearbeitet. 
Dieser Vorlage wurde ebenfalls eine Synopse beigefügt, die die wesentlichen Ände-
rungen zwischen der bisherigen und der neuen Fassung aufzeigt.  
 
 
Finanzierung: 
  
Es ergeben sich keine finanziellen Auswirkungen. 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Gemeindevertretung Appen beschließt den anliegenden Entwurf der Geschäfts-
ordnung für die Gemeindevertretung und die Ausschüsse der Gemeinde Appen.  
 
 
 
___________________ 
Jürgensen 
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Anlagen: 
 

- Entwurf der Geschäftsordnung 
- Synopse zur Neufassung der Geschäftsordnung 

  
 
 
 



Geschäftsordnung 
für die Gemeindevertretung und die Ausschüsse 

der Gemeinde Appen 
 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Appen hat in ihrer Sitzung am       auf-
grund des § 34 Abs. 2 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein folgende Ge-
schäftsordnung beschlossen: 
 
 
Die Regelungen in der Geschäftsordnung beziehen sich gleichermaßen auf Männer 
und Frauen. Im Folgenden wird die männliche Sprachform verwendet. Die weibliche 
Sprachform gilt entsprechend. 
 
 

§ 1 
 

Vorsitzender der Gemeindevertretung 
 
1. Der Bürgermeister hat die Würde und Rechte der Gemeindevertretung als deren 

Vorsitzender zu wahren und ihre Arbeit zu fördern. Seine Aufgaben hat er gerecht 
und unparteiisch wahrzunehmen. 

 
2. Der Bürgermeister hat für den ordnungsgemäßen Ablauf der Sitzungen zu sorgen. 

Er kann Zuhörerinnen und Zuhörer, die trotz Verwarnung in störender Weise Zei-
chen des Beifalls oder des Missfallens geben, auffordern, den Sitzungsraum zu 
verlassen. 

 
 

§ 2 
 

Gemeindevertreter und Mitglieder der Ausschüsse 
 
Die Gemeindevertreter sowie die Mitglieder der Ausschüsse haben ihren Beruf sowie 
andere vergütete ehrenamtliche Tätigkeiten mitzuteilen, soweit dies für die Ausübung 
ihres Mandates von Bedeutung sein kann. Die Gemeindevertreter haben Änderun-
gen unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 
 
 

§ 3 
 

Fraktionen 
 

Die Bildung einer Fraktion, die Namen ihres Vorsitzenden sowie etwaige Änderungen 
in der Zusammensetzung sind dem Bürgermeister schriftlich mitzuteilen. 
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§ 4 
 

Tagesordnung 
 
1. Der Bürgermeister setzt die Tagesordnung fest, die mit der Einladung bekannt zu 

geben ist. 
 
2. Die Tagesordnung für die Sitzung der Gemeindevertretung muss über anstehende 

Verhandlungspunkte Aufschluss geben. Verhandlungspunkte, die in nichtöffentli-
cher Sitzung behandelt werden sollen, sind in der Tagesordnung unter einer all-
gemeinen Bezeichnung aufzuführen. Die Tagesordnung der Gemeindevertretung 
ist im Zuhörerraum auszulegen. 

 
3. Jeder Gemeindevertreter erhält eine schriftliche Einladung. Entwürfe von Satzun-

gen und Ordnungen sowie alle Vorlagen, die nach Beratungen in den Fachaus-
schüssen geändert wurden, sind der Einladung beizufügen. 
Sofern Ausschussvorlagen für die Beratung in der Gemeindevertretung übernom-
men werden, ist in der Einladung auf diese unter Angabe der Ordnungsnummer zu 
verweisen. 

 
4. Den Beiräten sind Einladungen mit den Vorlagen zu übersenden. Die Vorlagen 

vertraulichen Inhalts erhalten sie jedoch nur in den Fällen, in denen der vertraulich 
zu behandelnde Tagesordnungspunkt laut § 47 e Abs. 2 GO die vom Beirat vertre-
tende Gruppe betrifft. 

 
Im Gemeindebüro Appen wird eine Ausfertigung der Einladung sowie der Vorla-
gen, die den Pressevertretern zur Verfügung stehen, für jedermann ausgelegt. In 
der Bekanntmachung der Tagesordnung ist auf die ausliegenden Vorlagen hinzu-
weisen. 

 
5. Eine Angelegenheit kann vor der Beratung durch Mehrheitsbeschluss von der Ta-

gesordnung abgesetzt werden. Auf Verlangen des Antragstellers ist sie auf der 
folgenden Sitzung zu beraten. 

 
 

§ 5 
 

Teilnahme 
 
1. Wer an einer Sitzung nicht teilnehmen kann oder die Sitzung vorzeitig verlassen 

will, hat den Bürgermeister bzw. Ausschussvorsitzenden rechtzeitig zu unterrich-
ten. Im Falle längerer Krankheit oder Ortsabwesenheit von mehr als einem Monat 
ist das dem Bürgermeister schriftlich mitzuteilen. 

 
2. Der Amtsvorsteher und der leitende Verwaltungsbeamte des Amtes Moorrege sind 

berechtigt und auf Verlangen verpflichtet an den Gemeindevertretersitzungen teil-
zunehmen. Auf Wunsch ist Ihnen das Wort zu erteilen. 

 
3. Die Gemeindevertretung kann beschließen, dass Sachkundige sowie Einwohner, 

die von dem Gegenstand der Beratung betroffen sind, hinzugezogen und gehört 
werden können. 
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§ 6 
 

Ausschluss der Öffentlichkeit 
 
Die Öffentlichkeit ist unter den Voraussetzungen des § 35 GO im Einzelfall auszu-
schließen. In den folgenden Fällen ist die Öffentlichkeit ohne besonderen Beschluss 
gemäß § 35 GO allgemein ausgeschlossen: 

a) Personalangelegenheiten 
b) Erlass, Stundung und Niederschlagung von Abgaben und Entgelten 
c) Grundstücksangelegenheiten. 

 
 

§ 7 
 

Einwohnerfragestunde 
 
1. Zu Beginn jeder Sitzung der Gemeindevertretung und der öffentlichen Ausschuss-

sitzungen wird eine Einwohnerfragestunde durchgeführt. 
 
2. Die Fragen, Vorschläge und Anregungen sollen kurz und sachlich gefasst sein. 

Eine Zusatzfrage ist jeweils zu gestatten. 
 
3. Der Bürgermeister soll Fragen, Vorschläge und Anregungen zurückweisen, die 

offensichtlich nur der parteipolitischen oder geschäftlichen Werbung dienen sollen. 
Er muss Fragen zurückweisen, deren Beantwortung die Pflicht zur Verschwiegen-
heit verletzen würde. Er kann die Beantwortung von Fragen bis zur nächsten Sit-
zung der Gemeindevertretung zurückstellen, wenn eine sachdienliche Beantwor-
tung nur nach Einsichtnahme in Unterlagen oder nach Beratung in den gemeindli-
chen Gremien möglich ist. 

 
4. Die Fragen werden in der Regel durch den Bürgermeister oder durch den leiten-

den Verwaltungsbeamten oder durch den Vertreter beantwortet. Die Fraktionen 
können die Ausführungen ergänzen. Die Redezeit soll 3 Minuten nicht überstei-
gen. 

 
5. Die Einwohnerfragestunde soll eine Dauer von 30 Minuten nicht überschreiten, sie 

kann auf längstens eine Stunde ausgedehnt werden. 
 
6. Für die öffentlich tagenden Ausschüsse gelten diese Regelungen mit der Ein-

schränkung, dass die Fragen, Vorschläge und Anregungen sich nur auf die zum 
Aufgabenbereich des Ausschusses gehörenden Angelegenheiten erstrecken dür-
fen. 

 
 

§ 8 
 

Anträge 
 
Anträge sollten spätestens 14 Tage vor der nächsten Sitzung dem Bürgermeister 
schriftlich vorliegen, wenn sie noch auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung 
kommen sollen. Die Anträge sind schriftlich abzufassen und zu begründen. Das gilt 
nicht für Anträge zur Geschäftsordnung. 
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§ 9 
 

Sitzungsablauf 
 
Die Sitzung der Gemeindevertretung ist in der Regel in folgender Reihenfolge durch-
zuführen: 

a) Eröffnung der Sitzung durch den Bürgermeister und Feststellung der ord-
nungsmäßigen Einladung, der Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit, sowie 
namentliche Bekanntgabe fehlender, entschuldigter und unentschuldigter Ge-
meindevertreter, 

b) Beschlussfassung über eventuelle Einwendungen gegen die Niederschrift der 
letzten Sitzung, 

c) Beschlussfassung über Dringlichkeitsanträge, 
d) Beschlussfassung über sonstige Änderungen der Tagesordnung, 
e) Einwohnerfragestunde, 
f) Anfragen der Gemeindevertreter, 
g) Bericht des Bürgermeisters 
h) im Übrigen Abwicklung der Tagesordnung. 
 
 

§ 10 
 

Unterbrechung und Vertagung 
 
1. Der Bürgermeister kann die Sitzung kurzfristig unterbrechen. Auf Antrag eines 

Drittels der anwesenden Gemeindevertreter oder einer Fraktion muss er die Sit-
zung kurzfristig unterbrechen. 

 
2. Einzelne Tagesordnungspunkte können vertagt werden. 

Bei den Beratungen kann ein Antrag auf Schluss der Beratung gestellt werden. 
Über diese Anträge kann erst abgestimmt werden, wenn je einem Sprecher der 
Fraktionen und den nicht einer Fraktion angehörenden Gemeindevertretern Gele-
genheit gegeben worden ist, sich zur Sache zu äußern. 
 

3. Liegen gleichzeitig ein Vertagungs- und ein Schlussantrag vor, so ist zunächst 
über den Vertagungsantrag abzustimmen. 

 
4. Nach 22 Uhr werden keine weiteren Tagesordnungspunkte aufgerufen. Der in Be-

ratung befindliche Tagesordnungspunkt wird abschließend behandelt. Die Ge-
meindevertretersitzung ist anschließend zu schließen. Die restlichen Tagesord-
nungspunkte sind in der nächsten Sitzung vorrangig zu behandeln. Die nächste 
Sitzung ist innerhalb von zwei Wochen einzuberufen. 

 
 

§ 11 
 

Worterteilung 
 
1. Zu den aufgerufenen Punkten der Tagesordnung darf nur reden, wer von dem 

Bürgermeister auf seine Wortmeldung hin das Wort erhalten hat. Die Wortmeldung 
wird durch Erheben der Hand angezeigt. Die Wortmeldung verliert ihre Gültigkeit, 
wenn ein Antrag auf Schluss der Beratung oder ein Vertagungsantrag angenom-
men wurde. 
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2. Für die Worterteilung ist in der Regel die Reihenfolge der Wortmeldungen maßge-
bend. Im Einvernehmen mit der Gemeindevertretung kann der Bürgermeister von 
dieser Reihenfolge im Interesse einer sachgemäßen Beratung abweichen. Zu ei-
ner bereits durch Beschlussfassung erledigten Angelegenheit darf in derselben 
Sitzung das Wort nicht mehr erteilt werden. 

 
3. Das Wort zur Geschäftsordnung ist jederzeit zu erteilen, es darf aber dadurch kein 

Sprecher unterbrochen werden. Das Wort zur Geschäftsordnung darf sich nur auf 
die anstehende oder unmittelbar zuvor beratene Angelegenheit oder auf die Ta-
gesordnung beziehen. Während der Beschlussfassung darf das Wort zur Ge-
schäftsordnung nur zum Verständnis des Beschlussvorschlages verlangt und er-
teilt werden. 

 
4. Der Bürgermeister darf in Wahrnehmung seiner Befugnisse einen Sprecher unter-

brechen. 
 
5. Das Wort zu persönlichen Bemerkungen ist erst nach Schluss der Beratung zu 

erteilen. Persönliche Bemerkungen dürfen nur eigene Ausführungen richtig stellen 
und persönliche Angriffe, die während der Beratung gegen den Sprecher erfolg-
ten, abwehren. Der Wortlaut kann in schriftlicher Form als Anlage zum Protokoll 
gegeben werden. 

 
6. Zu jedem Punkt der Tagesordnung kann der Bürgermeister einem Redner, nach-

dem ihm dreimal das Wort erteilt wurde, eine weitere Worterteilung verweigern. 
 
 

§ 12 
 

Ablauf der Abstimmung 
 
1. Die Abstimmung erfolgt nach Schluss der Beratung, und zwar offen durch Hand-

zeichen. Der Bürgermeister stellt die Zahl der Ja-Stimmen, der Nein-Stimmen und 
der Stimmenthaltungen fest. 
Wird das Abstimmungsergebnis angezweifelt, so muss die Abstimmung wiederholt 
werden. 
 

2. Namentlich ist abzustimmen, wenn mindestens zwei Drittel der anwesenden Mit-
glieder der Gemeindevertretung es vor Beginn der Abstimmung verlangt. Die na-
mentliche Abstimmung erfolgt nach Aufruf der Namen. 

 
3. Auf Verlangen eines Gemeindevertreters ist vor der Abstimmung der Beschluss-

vorschlag bzw. der Antrag zu verlesen. 
 
4. Über Änderungsanträge ist einzeln zu beraten und abzustimmen, bevor über den 

eigentlichen Antrag entschieden wird. Liegen mehrere solcher Anträge vor, so ist 
zunächst über denjenigen Beschluss zu fassen, der am weitesten von dem ur-
sprünglichen Antrag abweicht. Über die Reihenfolge entscheidet der Bürgermeis-
ter. Bei Finanzvorlagen hat derjenige Antrag den Vorrang, der mehr Ausgaben 
oder weniger Einnahmen bewirkt. 
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§ 13 
 

Ruf zur Sache und Ordnung 
 
1. Der Bürgermeister kann jeden Sprecher "zur Sache" rufen, wenn er von der zur 

Beratung stehenden Sache abschweift oder sich wiederholt. 
 
2. "Rufe zur Sache und zur Ordnung" und der Anlass hierzu dürfen von den nachfol-

genden Sprechern nicht behandelt werden. 
 
3. Nach dem zweiten Ruf "zur Sache" oder "zur Ordnung" hat der Bürgermeister auf 

die mögliche Entziehung des Wortes hinzuweisen. 
 
4. Ist ein Sprecher in einer Sitzung dreimal "zur Sache" gerufen worden, so kann der 

Bürgermeister ihm das Wort entziehen. Einem Sprecher, dem das Wort entzogen 
worden ist, darf es in derselben Sitzung zu derselben Sache nicht wieder erteilt 
werden. 

 
 

§ 14 
 

Protokollführer 
 
1. Die Gemeindevertretung beruft für ihre Sitzungen einen Protokollführer, sofern die 

Protokollführung nicht durch das Amt wahrgenommen wird. 
 
2. Der Protokollführer unterstützt den Bürgermeister, er fertigt die Sitzungsnieder-

schriften an und verliest auf Anordnung Schriftstücke, Anträge und Beschlüsse; 
unterstützt die Sitzungsleitung bei Wahlen und wirkt bei der Stimmenzählung mit. 
Er beurkundet gemeinsam mit dem Bürgermeister die Sitzungsniederschrift. 

 
 

§ 15 
 

Sitzungsniederschrift 
 
1. Die Sitzungsniederschrift hat zu enthalten 

 
a) Ort, Tag, Beginn, Unterbrechungen und Ende der Sitzung, 
b) Ausschluss und Wiederherstellung der Öffentlichkeit, 
c) Name des Bürgermeisters bzw. des Ausschussvorsitzenden und des Proto-

kollführers, 
d) Namen der anwesenden, entschuldigt und unentschuldigt fehlenden Gemein-

devertreter bzw. bürgerlichen Ausschussmitglieder, 
e) Namen der im Hinblick auf § 46 Abs. 12 i.V.m. § 32 Abs. 3 i.V.m. § 22 GO 

nicht anwesenden Gemeindevertreter bzw. bürgerlichen Ausschussmitglieder 
unter Angabe des Gegenstandes, 

f) Namen der nach § 5 Abs. 2 der Geschäftsordnung teilnehmenden Vertreter 
des Amtes und sonstiger Personen, insbesondere Namen der anwesenden 
Vertreter der Kommunalaufsicht und der erschienenen Gäste, 

g) zeitweilige An- und Abwesenheit von Sitzungsteilnehmern mit Angabe des Ta-
gesordnungspunktes, 

h) Tagesordnung, 
i) behandelte Angelegenheiten, 
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j) Anträge unter Nennung des Antragstellers, 
k) Beschlüsse der öffentlichen und nichtöffentlichen Sitzungen, 
l) Ergebnis der Abstimmungen. 

 
Jeder Gemeindevertreter kann auf Verlangen seinen Beitrag inhaltlich oder 
schriftlich bis zum Ende der Sitzung als Anlage zum Protokoll geben. 

 
2. Die Gemeindevertreter sollen innerhalb von 2 Wochen nach Absendung der Nie-

derschrift schriftlich ihre Einwendungen gegen die Niederschrift dem Bürgermeis-
ter darlegen. 

 
 

§16 
 

Abweichungen 
 
Die Gemeindevertretung kann für den Einzellfall Abweichungen von der Geschäfts-
ordnung beschließen. 
 
 

§ 17 
 

Aufgaben und Geschäftsführung der Ausschüsse 
 

1. Die Arbeit der Ausschüsse erstreckt sich auf 
 

a) die Beratung und die Vorbereitung von Vorlagen innerhalb des Fachgebietes 
des betreffenden Ausschusses 

b) die Beschlussfassung über alle Angelegenheiten innerhalb des Fachgebietes 
des betreffenden Ausschusses, soweit der Beschluss nicht der Gemeindever-
tretung vorbehalten ist oder die Angelegenheit als Geschäft der laufenden 
Verwaltung von dem Bürgermeister zu entscheiden ist. 

 
2. Jeder Ausschuss soll nach Bedarf eine Sitzung abhalten, die von dem Vorsitzen-

den im Einvernehmen mit dem Bürgermeister rechtzeitig einzuberufen ist. Zu Aus-
schusssitzungen ist der Bürgermeister zu laden. Außerdem ist der Amtsvorsteher 
sowie der leitende Verwaltungsbeamte des Amtes Moorrege berechtigt und auf 
Verlangen verpflichtet an den Sitzungen teilzunehmen und Auskunft zu erteilen. 
Zu den Sitzungen des Ausschusses für Schule, Kultur, Sport und Soziales werden 
alle Vorsitzenden bzw. Leiter von Einrichtungen, Verbänden und Vereinen gela-
den, wenn die Tagesordnung Punkte beinhaltet, die Angelegenheiten des jeweili-
gen Verbandes, Vereins oder der jeweiligen Einrichtung behandelt. 
Die Einladungen mit Tagesordnung und Sitzungsunterlagen werden durch die 
Amtsverwaltung gefertigt und den Gemeindevertretern sowie den bürgerlichen 
Ausschussmitgliedern zugestellt. 
 

3. Anträge zur Tagesordnung sind über den Bürgermeister bei dem Ausschussvor-
sitzenden einzureichen und von diesem auf die Tagesordnung der nächsten Aus-
schusssitzung zu setzen. 

 
4. Vertretern von Einrichtungen, Verbänden und Vereinen kann durch Beschluss des 

jeweiligen Ausschusses die Möglichkeit der Anhörung gegeben werden, wenn die 
Tagesordnung der jeweiligen Ausschusssitzung Punkte beinhaltet, die Angelegen-
heiten einer Einrichtung eines Verbandes oder eines Vereines betreffen. 
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5. Über die Möglichkeit der Befangenheit eines Ausschussmitgliedes nach § 46 Abs. 

12 i.V.m. § 32 Abs. 3 i.V.m. § 22 GO entscheidet der jeweilige Ausschuss. 
 
6. Im Übrigen gelten die Bestimmungen dieser Geschäftsordnung für die Ausschüs-

se entsprechend. 
 
 

§ 18 
 

Arbeitsunterlagen 
 
Jedem Gemeindevertreter und jedem bürgerlichen Ausschussmitglied ist bei seiner 
erstmaligen Wahl eine Sammlung des Ortsrechtes der Gemeinde Appen, sowie das 
Gemeindeverfassungsrecht für Schleswig-Holstein auszuhändigen. 

 
 

§ 19 
 

Aufhebung und Änderung der Geschäftsordnung 
 
Die Aufhebung oder Änderung dieser Geschäftsordnung muss als ordentlicher Punkt 
auf der Tagesordnung der Gemeindevertretung angekündigt sein. 
 
 

§ 20 
 

Inkrafttreten 
 
Diese Geschäftsordnung tritt am       2010 in Kraft. 
Die Geschäftsordnung in der Fassung vom 16. März 2005 tritt mit diesem Tage au-
ßer Kraft. 
 
Appen, den       2010 
 
 
 
 
(Banaschak) 
Bürgermeister 



Neufassung der Geschäftsordnung für die Gemeindever-
tretung und die Ausschüsse der Gemeinde Appen 

 
 
Die wichtigsten Änderungen gegenüber der bisherigen Fassung der Geschäftsordnung stellen 
sich wie folgt dar: 
 
Die bisherige Vorsitzende der Gemeindevertretung, die Bürgervorsteherin, ist nur in einer 
hauptamtlich verwalteten Gemeinde vorgesehen. In einer ehrenamtlich verwalteten Gemeinde 
ist stattdessen der Bürgermeister der Vorsitzende der Gemeindevertretung. Deshalb ist in der 
kompletten Geschäftsordnung „Bürgervorsteherin“ durch „Bürgermeister“ zu ersetzen. 
 
 
Alte Fassung: Neue Fassung: 

 
§ 1 
(3) Sie/Er kann die Öffentlichkeit über die 
Entscheidungen der Gemeindevertretung 
unterrichten. 
 

 
§ 1 Abs. 3 kann künftig entfallen, da § 16 
Abs. 3 der Gemeindeordnung wiederge-
geben wird. 

§ 2 
(1) Die Mitglieder der Gemeindevertretung 
und der Ausschüsse haben der/dem Vor-
sitzenden der Gemeindevertretung ihren Be-
ruf sowie andere vergütete ehrenamtliche 
Tätigkeiten mitzuteilen, soweit dies für die 
Ausübung ihres Mandates von Bedeutung 
sein kann. 
(2) Die Angaben sind der Bürgermeiste-
rin/dem Bürgermeister nach Aufforderung 
schriftlich innerhalb einer Frist von vier Wo-
chen mitzuteilen. Die Aufforderung hat 
schriftlich innerhalb von 14 Tagen nach Ein-
führung in das Amt als Gemeindever-
treterin/Gemeindevertreter oder Mitglied 
eines Ausschusses zu erfolgen. 
(3) Die Gemeindevertreterinnen und Ge-
meindevertreter sowie die Mitglieder der 
Ausschüsse haben zu Beginn jeden Jahres 
unaufgefordert schriftlich Änderungen mit-
zuteilen. Diese Mitteilungen müssen bis zum 
31. Januar des Jahres vorliegen. 
 

§ 2 
Die Gemeindevertreter sowie die Mitglieder 
der Ausschüsse haben ihren Beruf sowie an-
dere vergütete ehrenamtliche Tätigkeiten 
mitzuteilen, soweit dies für die Ausübung 
ihres Mandates von Bedeutung sein kann. Sie 
haben zu Beginn jeden Jahres unaufgefordert 
schriftlich Änderungen mitzuteilen.  
Die Regelungen in § 2 zur Mitteilung des 
Berufs können zukünftig kürzer gefasst 
werden. Die Vorschriften zur Frist kön-
nen entfallen, da die Amtsverwaltung im 
Anschluss an die Kommunalwahlen die 
entsprechenden Daten für die amtsan-
gehörigen Gemeinden erhebt. 

§ 3 
(1) Die in der Gemeindevertretung vertrete-
nen politischen Parteien und Wählergruppen 
bilden jeweils eine Fraktion, wenn ihr min-
destens zwei Gemeindevertreterin-
nen/Gemeindevertreter angehören. 
 

 
Die unter § 3 Abs. 1 aufgeführte Rege-
lung, ab wann die Fraktionsstärke eintritt, 
kann künftig entfallen, da eine gleich lau-
tende Regelung bereits in § 32 a Abs. 1 
und 5 Gemeindeordnung enthalten ist. 
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§ 4 
(1) Die Tagesordnung für die Sitzung der 
Gemeindevertretung muss über anstehende 
Verhandlungspunkte Aufschluss geben. Ver-
handlungspunkte, die in nichtöffentlicher 
Sitzung behandelt werden sollen, sind in der 
Tagesordnung unter einer allgemeinen Be-
zeichnung aufzuführen. Die Tagesordnung 
der Gemeindevertretung ist im Zuhörerraum 
auszulegen. 
(2) Jeder Gemeindevertreter erhält eine 
schriftliche Einladung. Entwürfe von Sat-
zungen und Ordnungen sowie alle Vorlagen, 
die nach Beratungen in den Fachausschüssen 
geändert wurden, sind der Einladung beizu-
fügen. Sofern Ausschussvorlagen für die 
Beratung in der Gemeindevertretung über-
nommen werden, ist in der Einladung auf 
diese unter Angabe der Ordnungsnummer zu 
verweisen. 
(3) Ort und Zeit der Sitzungen sowie die Ta-
gesordnung sind durch den Bürgermeister 
unverzüglich öffentlich bekannt zu machen. 
(4) Der Gleichstellungsbeauftragten, den 
Beiräten sowie den ständigen Pressevertre-
tern sind Einladungen mit den Vorlagen zu 
übersenden. Die Vorlagen vertraulichen In-
halts sind fortzulassen. 
In der Gemeindeverwaltung Appen wird eine 
Ausfertigung der Einladung sowie der Vor-
lagen, die den Pressevertretern zur Verfü-
gung stehen, für jedermann ausgelegt. In der 
Bekanntmachung der Tagesordnung ist auf 
die ausliegenden Vorlagen hinzuweisen. 
(5) Dringlichkeitsanträge (§ 34 Abs. 4 GO) 
sind schriftlich zu begründen und der Bür-
germeisterin/dem Bürgermeister bis zum 
Beginn der Sitzung zuzuleiten. Sofern mit 
dem neu auf die Tagesordnung zu setzenden 
Punkt ein Antrag verbunden ist, muss auch 
dieser vorher schriftlich festgelegt und eben-
falls bis zu Beginn der Sitzung dem Bürger-
meister zugegangen sein. 
(6) Eine Angelegenheit kann vor der Bera-
tung durch Mehrheitsbeschluss von der Ta-
gesordnung abgesetzt werden. Auf Verlan-
gen der Antragstellerin/des Antragstellers ist 
sie auf der folgenden Sitzung zu beraten. 
(7) Die Reihenfolge der Tagesordnungspunk-
te kann durch Mehrheitsbeschluss geändert 
werden. 

§ 4 
(1) Der Bürgermeister setzt die Tagesord-
nung fest, die mit der Einladung bekannt zu 
geben ist. 
 
§ 4 „Tagesordnung“ ist umzustellen und 
zu verkürzen. Abs. 3 wird vorangestellt. 
 
(2) Die Tagesordnung für die Sitzung der 
Gemeindevertretung muss über anstehende 
Verhandlungspunkte Aufschluss geben. Ver-
handlungspunkte, die in nichtöffentlicher 
Sitzung behandelt werden sollen, sind in der 
Tagesordnung unter einer allgemeinen Be-
zeichnung aufzuführen. Die Tagesordnung 
der Gemeindevertretung ist im Zuhörerraum 
auszulegen. 
(3) Jeder Gemeindevertreter erhält eine 
schriftliche Einladung. Entwürfe von Sat-
zungen und Ordnungen sowie alle Vorlagen, 
die nach Beratungen in den Fachausschüssen 
geändert wurden, sind der Einladung beizu-
fügen. 
Sofern Ausschussvorlagen für die Beratung 
in der Gemeindevertretung übernommen 
werden, ist in der Einladung auf diese unter 
Angabe der Ordnungsnummer zu verweisen. 
(4) Den Beiräten sind Einladungen mit den 
Vorlagen zu übersenden. Die Vorlagen ver-
traulichen Inhalts erhalten sie jedoch nur in 
den Fällen, in denen der vertraulich zu be-
handelnde Tagesordnungspunkt laut § 47 e 
Abs. 2 GO die vom Beirat vertretende Grup-
pe betrifft. 
Im Gemeindebüro Appen wird eine Ausferti-
gung der Einladung sowie der Vorlagen, die 
den Pressevertretern zur Verfügung stehen, 
für jedermann ausgelegt. In der Bekanntma-
chung der Tagesordnung ist auf die auslie-
genden Vorlagen hinzuweisen. 
(5) Eine Angelegenheit kann vor der Bera-
tung durch Mehrheitsbeschluss von der Ta-
gesordnung abgesetzt werden. Auf Verlan-
gen des Antragstellers ist sie auf der folgen-
den Sitzung zu beraten. 
 
Die Gemeindordnung räumt den Ge-
meindevertretern ein, Anträge auch noch 
während der Sitzung zu stellen. Nach § 
39 Abs. 3 Gemeindeordnung ist dieser 
Antrag lediglich vor Beschlussfassung 



schriftlich zu formulieren. Durch die der-
zeitige Formulierung in Absatz 5, Anträ-
ge bis zum Sitzungsbeginn vorzulegen, 
werden die Rechte der Gemeindevertre-
ter beschnitten. Die Vorgaben zum 
Dringlichkeitsantrag (Absatz 5) sollten 
deshalb entfallen. 
Die Möglichkeit aus Absatz 7, die Rei-
henfolge der Tagesordnung umzustellen, 
muss nicht erwähnt werden. Diese Mög-
lichkeit räumt die Gemeindeordnung be-
reits ein. 
 

§ 5 
(1) Jedes Mitglied der Gemeindevertretung 
ist zur Teilnahme an den Sitzungen der Ge-
meindevertretung und der Ausschüsse, denen 
es angehört, verpflichtet (§ 32 Abs. 2 Satz 2 
GO). Wer an einer Sitzung nicht teilnehmen 
kann oder die Sitzung vorzeitig verlassen 
will, hat die Bürgermeisterin/den Bürger-
meister bzw. Ausschussvorsitzen-
de/Ausschussvorsitzenden rechtzeitig zu un-
terrichten. Im Falle längerer Krankheit oder 
Ortsabwesenheit von mehr als einem Monat 
ist das der Bürgermeisterin/dem Bürgermeis-
ter schriftlich mitzuteilen. 
(2) An der Sitzung der Gemeindevertretung 
nehmen die von der Bürgermeisterin/dem 
Bürgermeister beauftragten Beschäftigten der 
Gemeinde teil. Die Gemeindevertretung kann 
im Rahmen des § 27 GO die Teilnahme von 
Beschäftigten der Gemeinde anordnen; ihnen 
kann im Einvernehmen mit der Bürger-
meisterin/dem Bürgermeister das Wort erteilt 
werden. 
(3) Die Gemeindevertretung kann beschlie-
ßen, dass Sachkundige sowie Einwohne-
rinnen und Einwohner, die von dem Gegens-
tand der Beratung betroffen sind, hin-
zugezogen und gehört werden können. Hier-
über beschließt die Gemeindevertretung vor 
Eintritt in die Tagesordnung. In der öffentli-
chen Bekanntmachung der Einladung ist auf 
die Möglichkeit der Anhörung hinzuweisen. 
Anträge auf Anhörung sind an die Bürger-
meisterin/den Bürgermeister zu richten. Die 
Antragstellerin/Der Antragsteller benennt 
den Tagesordnungspunkt, die Person, die die 
Fragen stellen wird und den Grund der Be-
troffenheit. 

§ 5 
(1) Wer an einer Sitzung nicht teilnehmen 
kann oder die Sitzung vorzeitig verlassen 
will, hat den Bürgermeister bzw. Ausschuss-
vorsitzenden rechtzeitig zu unterrichten. Im 
Falle längerer Krankheit oder Ortsabwesen-
heit von mehr als einem Monat ist das dem 
Bürgermeister schriftlich mitzuteilen. 
(2) Der Amtsvorsteher und der leitende Ver-
waltungsbeamte des Amtes Moorrege sind 
berechtigt und auf Verlangen verpflichtet an 
den Gemeindevertretersitzungen teilzuneh-
men. Auf Wunsch ist Ihnen das Wort zu er-
teilen.  
(3) Die Gemeindevertretung kann beschlie-
ßen, dass Sachkundige sowie Einwohner, die 
von dem Gegenstand der Beratung betroffen 
sind, hinzugezogen und gehört werden kön-
nen. 
 
Die Teilnahmepflicht unter § 5 Abs. 1 
Satz 1 kann zukünftig entfallen. Sie er-
gibt sich aus den Pflichten eines Ge-
meindevertreters, die in § 32 der Ge-
meindeordnung, hier § 32 Abs. 2 Satz 2, 
dargelegt sind. 
Aufgrund des Entfallens der Hauptamt-
lichkeit ist § 5 Abs. 2 neu zu fassen. Es 
nehmen keine Beschäftigten der Ge-
meinde Appen an den Sitzungen teil. 
Stattdessen kann, bzw. auf Verlangen 
nimmt von Seiten der Amtsverwaltung 
der Amtsvorsteher sowie der leitende 
Verwaltungsbeamte an den Sitzungen 
teil. 
§ 5 Abs. 4 kann komplett entfallen. Die 
Gemeindeordnung trifft eindeutige Rege-
lungen, wer an den nicht-öffentlichen 



(4) Sachkundige und Einwohnerinnen und 
Einwohner sowie die bürgerlichen Aus-
schussmitglieder, die dem jeweiligen Aus-
schuss nicht angehören, dürfen an der Bera-
tung und Beschlussfassung in nichtöf-
fentlicher Sitzung nicht teilnehmen. 

Sitzungen teilnehmen darf. In § 46 Abs. 
3 GO wird beispielsweise erläutert, dass 
der bürgerliche Ausschussvorsitzende 
Rederechte in der Gemeindevertretung 
hat, wenn die Beratungen Angelegenhei-
ten seines Ausschusses zum Gegens-
tand haben. Dieses Rederecht gilt auch 
dann, wenn die Beratungen im nicht-
öffentlichen Teil der Sitzung behandelt 
werden. 
 

§ 6 
(1) Die Gemeindevertreterinnen und Ge-
meindevertreter, die einer Fraktion angehö-
ren, nehmen ihre Sitzplätze nach ihrer Zuge-
hörigkeit zu den Fraktionen ein. 
(2) Jede Fraktion bestimmt die Verteilung 
der Sitzplätze innerhalb der Fraktion. 
 

 
§ 6 „Sitzungsordnung“ kann entfallen. Es 
ist anzunehmen, dass die Gemeindever-
treter, ob mit oder ohne Regelung in der 
Geschäftsordnung, jeweils Sitzplätze 
nach Ihren Fraktionen einnehmen. 
 

 § 6 
Die Öffentlichkeit ist unter den Vorausset-
zungen des § 35 GO im Einzelfall auszu-
schließen. In den folgenden Fällen ist die 
Öffentlichkeit ohne besonderen Beschluss 
gemäß § 35 GO allgemein ausgeschlossen: 

a) Personalangelegenheiten 
b) Erlass, Stundung und Niederschla-

gung von Abgaben und Entgelten 
c) Grundstücksangelegenheiten. 

 
Es wird vorgeschlagen § 6 „Ausschluss 
der Öffentlichkeit“ neu einzufügen. Durch 
diese allgemeine Regelung, die Öffent-
lichkeit bei den genannten Punkten aus-
zuschließen, ist eine jeweilige Be-
schlussfassung über den Ausschluss der 
Öffentlichkeit während der Sitzung ent-
behrlich. 
 

§ 7 
(2) In der Einwohnerfragestunde können 
Appener Einwohnerinnen und Einwohner, 
die das 14. Lebensjahr vollendet haben, Fra-
gen stellen und Vorschläge oder Anregungen 
unterbreiten. 
(3) Die Fragen, Vorschläge und Anregungen 
können sich sowohl auf allgemeine An-
gelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft 
wie auch auf Gegenstände der Tagesordnung 
der Gemeindevertretung, soweit es sich nicht 
um Wahlen handelt, beziehen. 

 
Die Regelungen unter § 7 zur Einwoh-
nerfragestunde sind komprimierbar. Die 
Absätze 2 und 3 können entfallen. In 
beiden Absätzen wird § 16 c der Ge-
meindeordnung wiedergegeben. 



 
§ 8 
(1) Anfragen sind schriftlich abzufassen und 
spätestens 3 Werktage vor Sitzungsbeginn 
über die Bürgervorsteherin/den Bürgervor-
steher an die Bürgermeisterin/den Bürger-
meister zu richten. 
(2) Anfragen sollen kurz und sachlich gefasst 
sein und dürfen sich nur auf einen Gegen-
stand beziehen. Die Bürgermeisterin/Der 
Bürgermeister hat Zusatzfragen der Frage-
stellerin/des Fragestellers unter Beachtung 
des § 13 Nr. 8 der Geschäftsordnung zuzu-
lassen. In eine Aussprache wird nicht einge-
treten. 
(3) Die Behandlung der Anfragen darf insge-
samt nicht mehr als 30 Minuten in Anspruch 
nehmen. In dieser Zeit nicht beantwortete 
Fragen sind entweder in der nächsten Sitzung 
der Gemeindevertretung oder schriftlich zu 
beantworten. Der Bürgermeister entscheidet 
über die Behandlung der Fragen. 
 

 
§ 8 „Anfragen der Gemeindevertreter“ ist 
komplett aus der Geschäftsordnung zu 
nehmen. Die Regelungen lassen sich 
direkt aus der Gemeindeordnung ablei-
ten. 

§ 9 
(1) Anträge sind spätestens 14 Tage vor der 
nächsten Sitzung der Bürgermeisterin/dem 
Bürgermeister schriftlich vorzulegen, wenn 
sie noch auf die Tagesordnung der nächsten 
Sitzung kommen sollen. Die Anträge sind 
schriftlich abzufassen und zu begründen. Das 
gilt nicht für Anträge zur Geschäftsordnung. 
(2) Ohne Einhaltung der o.a. Frist können 
Dringlichkeitsanträge gemäß § 34 Abs. 4 
letzter Satz GO sowie die im folgenden auf-
geführten Anträge gestellt und über sie abge-
stimmt werden. 
(3) Auf Antrag eines Drittels ihrer Mitglieder 
kann die Gemeindevertretung einen Be-
schluss aufheben. Ist ein solcher Antrag be-
reits einmal abgelehnt worden, so darf er 
während der auf die Ablehnung folgenden 
sechs Monate nicht erneuert werden, es sei 
denn, dass sich nach Auffassung der Ge-
meindevertretung wesentlich neue Gesichts-
punkte ergeben haben oder die Aufhebung 
von der Bürgermeisterin/dem Bürgermeister 
vorgeschlagen wird. 
(4) Änderungsanträge können bis zur Ab-
stimmung gestellt werden. Sie sind schrift-
lich zu formulieren. Vorliegende Änderungs-
anträge sind zu Beginn der Sitzung durch die 

§ 8 
Anträge sollten spätestens 14 Tage vor der 
nächsten Sitzung dem Bürgermeister schrift-
lich vorliegen, wenn sie noch auf die Tages-
ordnung der nächsten Sitzung kommen sol-
len. Die Anträge sind schriftlich abzufassen 
und zu begründen. Das gilt nicht für Anträge 
zur Geschäftsordnung. 
§ 9 „Anträge“, künftig § 8, ist zu straffen. 
Absatz 2 trifft Regelungen bei denen ein 
Dringlichkeitsantrag ohne Einhaltung der 
in Absatz 1 genannten Frist gestellt wer-
den kann. Das Wesen eines Dringlich-
keitsantrags ist es grade ein dringendes 
Problem zu erläutern, welches erst kurz 
vor der Sitzung auftrat. Deshalb ist es 
nicht erforderlich aufzuführen, dass hier 
die Frist unterschritten werden kann. Zu-
dem sind die Absätze 3 und 4 zu strei-
chen. Absatz 3 enthält zurzeit keine ge-
setzeskonforme Formulierung. Ein Be-
schluss der Gemeindevertretung kann 
nicht durch die Gemeindevertretung auf-
gehoben werden. Eine Aufhebung durch 
die Gemeindevertretung kann nur „indi-
rekt“ erfolgen, in dem ein neuer Be-
schluss in der Sache gefasst wird. Des-
halb ist Absatz 3 zu streichen. 



Bürgermeisterin/den Bürgermeister bekannt-
zugeben. 
 
§ 11 
(2) Anträge auf Vertagung oder Schluss der 
Beratung müssen mindestens von zwei Ge-
meindevertreterinnen/Gemeindevertretern 
oder einer Fraktion unterstützt werden. Über 
diese Anträge kann erst abgestimmt werden, 
wenn je einer Sprecherin/einem Sprecher der 
Fraktionen und den nicht einer Fraktion an-
gehörenden Gemeindevertreterin-
nen/Gemeindevertretern Gelegenheit gege-
ben worden ist, sich zur Sache zu äußern. 
(4) Die Sitzungen der Gemeindevertretung 
sollen höchstens bis 22 Uhr dauern. Aus-
nahmen sind durch Beschluss der Gemeinde-
vertretung möglich. 

§ 10 
(2) Einzelne Tagesordnungspunkte können 
vertagt werden. 
Bei den Beratungen kann ein Antrag auf 
Schluss der Beratung gestellt werden. 
Über diese Anträge kann erst abgestimmt 
werden, wenn je einem Sprecher der Fraktio-
nen und den nicht einer Fraktion angehören-
den Gemeindevertretern Gelegenheit gege-
ben worden ist, sich zur Sache zu äußern. 
§ 11 „Unterbrechung und Vertagung“, 
jetzt § 10, ist unter Absatz 2 neu zu for-
mulieren. Die Gemeindeordnung fordert 
für einen derartigen Antrag nicht zwei 
Antragende. Es ist ausreichend, dass ein 
Gemeindevertreter den Antrag stellt. 
(4) Nach 22 Uhr werden keine weiteren Ta-
gesordnungspunkte aufgerufen. Der in Bera-
tung befindliche Tagesordnungspunkt wird 
abschließend behandelt. Die Gemeindever-
tretersitzung ist anschließend zu schließen. 
Die restlichen Tagesordnungspunkte sind in 
der nächsten Sitzung vorrangig zu behandeln. 
Die nächste Sitzung ist innerhalb von zwei 
Wochen einzuberufen. 
Die Formulierung „sollen bis 22 Uhr an-
dauern“ wird durch „nach 22 Uhr werden 
keine weiteren Tagesordnungspunkte 
aufgerufen“ konkretisiert. Die Gemeinde-
vertreter setzen sich durch die Neufor-
mulierung eine eindeutigere Regelung 
zum Sitzungsende und zur Vertagung 
der Sitzungspunkte. 
 

§ 12 
(1) Nach Eröffnung der Beratung erteilt die 
Bürgermeisterin/der Bürgermeister der Be-
richterstatterin/dem Berichterstatter (Vorsit-
zende/Vorsitzender des zuständigen Aus-
schusses oder im Verhinderungsfalle de-
ren/dessen Stellvertreter) oder der/dem Sach-
verständigen bzw. der betroffenen Einwoh-
nerin/dem betroffenen Einwohner das Wort. 
Besteht eine Vorlage aus mehreren Teilen, so 
soll über jeden Teil der Vorlage einzeln be-
raten werden. 
(2) Alle Angelegenheiten sollen in der Regel 
zunächst in den zuständigen Ausschüssen 

 
Die Regelungen zur Einzelberatung (§ 
12) können komplett wegfallen. Sie ent-
halten lediglich Vorschläge, „wie“ beraten 
werden kann. Diese Vorschläge kann der 
Bürgermeister als Sitzungsleiter geben 
bzw. ergibt sich während der Sitzung von 
selbst, dass, wenn niemand anders et-
was zusagen hat, der Bürgermeister die 
Vorlage erläutert. 



behandelt werden, bevor die Gemeindever-
tretung über sie beschließt. Das gilt vor allem 
für Angelegenheiten mit finanziellen Aus-
wirkungen. 
(3) Wenn zu einem Gegenstand der Tages-
ordnung niemand das Wort ergreift, erläutert 
die Bürgermeisterin/der Bürgermeister kurz 
die Vorlage. 
§ 13  
(3) Gemeindevertreter, die einer Redne-
rin/einem Redner Fragen zum Gegenstand 
ihrer/seiner Ausführungen stellen wollen, 
zeigen dies durch Handerheben und Zuruf 
der Bürgermeisterin/dem Bürgermeister an. 
Die Bürgermeisterin/Der Bürgermeister un-
terbricht die Rednerin/den Redner und fragt 
sie/ihn, ob sie/er die Frage zulassen möchte. 
(4) Durch Beschluss kann ausnahmsweise für 
einzelne Tagesordnungspunkte die Redezeit 
begrenzt werden (§ 9 Abs. 2 Buchstabe l). 
Dies gilt nicht für die Berichterstatterin/den 
Berichterstatter. 
 

 
Die Vorschriften zur Worterteilung (§ 13, 
neu § 11) sind zu kürzen. Die Absätze 3 
und 4 können künftig entfallen. Das An-
zeigen einer Frage durch Handzeichen 
muss nicht in der Geschäftsordnung ge-
klärt werden. 

§ 14 
(4) Wird bei einer aus mehreren Teilen be-
stehenden Vorlage über Teile selbständig 
beraten, so soll zunächst über die Teile selb-
ständig abgestimmt werden (Einzel-
abstimmung). Werden einzelne Teile abge-
lehnt oder verändert angenommen, so ist 
auch über die Vorlage bzw. den Antrag ins-
gesamt abzustimmen. 
 

 
Absatz 4 unter den Regelungen zum 
„Ablauf der Abstimmungen“ (§ 14, neu § 
12) kann gestrichen werden. Die Ab-
stimmung über Teile eines Antrages er-
geben sich regelmäßig während der Sit-
zung, eine konkrete Regelung im Vorn-
herein ist nicht nötig. 

§ 15 
(1) Zur Wahl durch Stimmzettel bildet die 
Gemeindevertretung einen Wahlausschuss, 
dem eine Vertreterin/ein Vertreter, jeder 
Fraktion, mindestens jedoch drei Mitglieder 
angehören müssen. 
(2) Für die Stimmzettel und Lose sind äußer-
lich gleiche Zettel und Umschläge zu ver-
wenden. Die Stimmzettel sind mit dem Ge-
meindesiegel zu versehen. Die Stimmzettel 
dürfen nur mit dem Namen der vorgeschla-
genen Kandidatin/des vorgeschlagenen Kan-
didaten oder der Kennzeichnung des Wahl-
vorschlages versehen werden. Weitere Be-
schriftungen oder Bezeichnungen des 
Stimmzettels oder Umschlages machen die 
betreffende Stimmabgabe ungültig. Leere 
Stimmzettel zählen als Stimmenthaltung. 

 
§ 15 „Wahlen“ ist aus der Geschäftsord-
nung zu nehmen. Die Gemeindeord-
nung, insbesondere § 40, trifft eindeutige 
Regelungen zum Ablauf einer Wahl. 



(3) Die Bürgermeisterin/Der Bürgermeister 
gibt das Ergebnis der Wahl oder der Loszie-
hung bekannt. 
 
§ 16 
(1) Die Bürgermeisterin/Der Bürgermeister 
kann jede Sprecherin/jeden Sprecher "zur 
Sache" rufen, wenn sie/er von der zur Bera-
tung stehenden Sache abschweift oder sich 
wiederholt. 
(2) „Rufe zur Sache und zur Ordnung" und 
der Anlass hierzu dürfen von den nachfol-
genden Sprechern nicht behandelt werden. 
(3) Nach dem zweiten Ruf "zur Sache" oder 
"zur Ordnung" hat die Bürgermeisterin/der 
Bürgermeister auf die Folgen hinzuweisen. 
 
§ 17 
Ist ein Sprecher in einer Sitzung dreimal "zur 
Sache" gerufen worden, so kann der Bürger-
meister ihm das Wort entziehen. Einem 
Sprecher, dem das Wort entzogen worden ist, 
darf es in derselben Sitzung zu derselben 
Sache nicht wieder erteilt werden. 

§ 13 
(1) Der Bürgermeister kann jeden Sprecher 
"zur Sache" rufen, wenn er von der zur Bera-
tung stehenden Sache abschweift oder sich 
wiederholt. 
(2) „Rufe zur Sache und zur Ordnung" und 
der Anlass hierzu dürfen von den nachfol-
genden Sprechern nicht behandelt werden. 
(3) Nach dem zweiten Ruf "zur Sache" oder 
"zur Ordnung" hat der Bürgermeister auf die 
Entziehung des Wortes hinzuweisen. 
(4) Ist ein Sprecher in einer Sitzung dreimal 
"zur Sache" gerufen worden, so kann der 
Bürgermeister ihm das Wort entziehen. Ei-
nem Sprecher, dem das Wort entzogen wor-
den ist, darf es in derselben Sitzung zu der-
selben Sache nicht wieder erteilt werden. 
Aufgrund der Tatsache, dass die Entzie-
hung des Wortes laut § 17 die Folge des 
mehrmaligen Ordnungsrufes nach § 16 
ist, wurden die beiden Vorschriften neu 
unter § 13 zusammengefasst. 
 

§ 18 
(1) Für die Sitzungen der Gemeindevertre-
tung wird jeweils eine Protokollführerin/ein 
Protokollführer von der Bürgervorstehe-
rin/dem Bürgervorsteher im Einvernehmen 
mit der Bürgermeisterin/dem Bürgermeister 
bestimmt. 
(2) Die Protokollführerin/Der Protokollführer 
unterstützt die Bürgermeisterin/den Bürger-
meister, sie/er fertigt die Sitzungsnieder-
schriften an und verliest auf Anordnung 
Schriftstücke, Anträge und Beschlüsse; be-
sorgt den Namensaufruf und wirkt bei der 
Stimmenzählung mit. Sie/Er beurkundet ge-
meinsam mit der Bürgermeisterin/dem Bür-
germeister die Sitzungsniederschrift. 

§ 14 
(1) Die Gemeindevertretung beruft für ihre 
Sitzungen einen Protokollführer, sofern die 
Protokollführung nicht durch das Amt wahr-
genommen wird. 
(2) Der Protokollführer unterstützt den Bür-
germeister, er fertigt die Sitzungsnieder-
schriften an und verliest auf Anordnung 
Schriftstücke, Anträge und Beschlüsse; un-
terstützt die Sitzungsleitung bei Wahlen und 
wirkt bei der Stimmenzählung mit. Er beur-
kundet gemeinsam mit dem Bürgermeister 
die Sitzungsniederschrift. 
Die Protokollführung übernimmt die 
Amtsverwaltung. § 18 jetzt als § 14 ist 
dahingehend angepasst worden. 
 

§ 19 
(1) Für die Gemeindevertretung und die ein-
zelnen Ausschüsse sind gesonderte Nieder-
schriften zu führen. 

Die Sitzungsniederschrift hat zu enthalten
a) Ort, Tag, Beginn, Unterbrechungen 

und Ende der Sitzung, 

§ 15 
(1) Die Sitzungsniederschrift hat zu enthalten 

a) Ort, Tag, Beginn, Unterbrechungen 
und Ende der Sitzung, 

b) Ausschluss und Wiederherstellung der 
Öffentlichkeit, 

c) Name des Bürgermeisters bzw. des 



b) Ausschluss und Wiederherstellung 
der Öffentlichkeit, 

c) Name der Bürgermeisterin/des Bür-
germeisters bzw. der/ des Ausschuss-
vorsitzenden und der Protokollführe-
rin/des Protokollführers, 

d) Namen der anwesenden, entschuldigt 
und unentschuldigt fehlenden Ge-
meindevertreterinnen und Gemeinde-
vertreter bzw. bürgerlichen Aus-
schussmitglieder, 

e) Namen der im Hinblick auf § 46 Abs. 
12 i.V.m. § 32 Abs. 3 i.V.m. § 22 GO 
nicht anwesenden Gemeindevertrete-
rinnen und Gemeindevertreter bzw. 
bürgerlichen Ausschussmitglieder un-
ter Angabe des Gegenstandes, 

f) Namen der nach § 5 Abs. 2 der Ge-
schäftsordnung hinzugezogenen Be-
schäftigten der Gemeinde und sonsti-
ger Personen, insbesondere Namen 
der anwesenden Vertreter der Kom-
munalaufsicht und der erschienenen 
Gäste, 

g) zeitweilige An- und Abwesenheit von 
Sitzungsteilnehmerinnen/-teilnehmern 
mit Angabe des Tagesordnungspunk-
tes, 

h) Tagesordnung, 
i) behandelte Angelegenheiten, 
j) Anträge unter Nennung der Antrag-

stellerin/des Antragstellers, 
Beschlüsse der öffentlichen und nichtöffent-
lichen Sitzungen, Ergebnis der Abstimmun-
gen 
Jeder Gemeindevertreter kann auf Verlangen 
seinen Beitrag inhaltlich oder schriftlich bis 
zum Ende der Sitzung als Anlage zum Proto-
koll geben. 
(2) Die Niederschriften gelten als genehmigt, 
wenn nicht innerhalb einer Frist von 2 Wo-
chen nach ihrer Absendung von Gemeinde-
vertretern schriftlich Einspruch bei dem Bür-
germeister erhoben wird. Über den Einspruch 
ist in der nächsten Sitzung der Gemeindever-
tretung im Rahmen eines besonderen Tages-
ordnungspunktes zu entscheiden. 

Ausschussvorsitzenden und des Proto-
kollführers, 

d) Namen der anwesenden, entschuldigt 
und unentschuldigt fehlenden Ge-
meindevertreter bzw. bürgerlichen 
Ausschussmitglieder, 

e) Namen der im Hinblick auf § 46 Abs. 
12 i.V.m. § 32 Abs. 3 i.V.m. § 22 GO 
nicht anwesenden Gemeindevertreter 
bzw. bürgerlichen Ausschussmitglie-
der unter Angabe des Gegenstandes, 

f) Namen der nach § 5 Abs. 2 der Ge-
schäftsordnung teilnehmenden Vertre-
ter des Amtes und sonstiger Personen, 
insbesondere Namen der anwesenden 
Vertreter der Kommunalaufsicht und 
der erschienenen Gäste, 

g) zeitweilige An- und Abwesenheit von 
Sitzungsteilnehmern mit Angabe des 
Tagesordnungspunktes, 

h) Tagesordnung, 
i) behandelte Angelegenheiten, 
j) Anträge unter Nennung des An-

tragstellers, 
k) Beschlüsse der öffentlichen und nicht-

öffentlichen Sitzungen, 
l) Ergebnis der Abstimmungen. 

Jeder Gemeindevertreter kann auf Verlangen 
seinen Beitrag inhaltlich oder schriftlich bis 
zum Ende der Sitzung als Anlage zum Proto-
koll geben. 
(2) Die Gemeindevertreter sollen innerhalb 
von 2 Wochen nach Absendung der Nieder-
schrift schriftlich ihre Einwendungen gegen 
die Niederschrift dem Bürgermeister darle-
gen. 
§ 19 „Sitzungsniederschrift“, künftig § 15, 
Absatz 2 ist anzupassen. „Die Gemein-
devertreter sollen ihre Einwendungen 
gegen die Niederschrift innerhalb von 
zwei Wochen darlegen“, ersetzt die vor-
malige Formulierung, „wenn nicht inner-
halb von 2 Wochen nach Absendung 
Einspruch eingelegt wurde gilt die Nie-
derschrift als genehmigt“. Da die Ein-
wende selbst während der nächsten Sit-
zung noch vorgetragen werden können, 
ist die Änderung angebracht. 
 

§ 21 
Jedem Gemeindevertreter und jedem bürger-

 
§ 21 „Arbeitsunterlagen“ ist zu streichen. 



lichen Ausschussmitglied sowie der Gleich-
stellungsbeauftragten und den Vorsitzenden 
der Beiräte ist bei seiner Berufung eine 
Sammlung des Ortsrechtes der Gemeinde 
Appen, das Gemeindeverfassungsrecht für 
Schleswig-Holstein sowie der aktuelle Haus-
haltsplan der Gemeinde Appen auszuhändi-
gen. 
§ 22 
(2) Jeder Ausschuss soll nach Bedarf eine 
Sitzung abhalten, die von der / von dem  
Vorsitzenden im Einvernehmen mit dem 
Bürgermeister rechtzeitig einzuberufen ist. 
Die Ladungsfrist beträgt 7 Tage. Zu Aus-
schusssitzungen ist die Bürgermeisterin/der 
Bürgermeister zu laden. 
(3) Für Tagesordnungspunkte, die in mehre-
ren Ausschüssen oder in der Gemeinde-
vertretung beraten werden, sollen die erfor-
derlichen Unterlagen nur einmal zugestellt 
werden, es sei denn, sich ergebende Ände-
rungen machen eine Neufassung der Vorlage 
notwendig. Auf bereits zugestellte Unterla-
gen ist in der Einladung mit Angabe der Vor-
lagennummer (Ordnungsnummer) zu verwei-
sen. 
(4) Anträge zur Tagesordnung der Aus-
schusssitzungen sind 14 Tage vorher über die 
jeweilige Ausschussvorsitzende/den jeweili-
gen Ausschussvorsitzenden bei der Ver-
waltung einzureichen, damit sie bei der Fest-
setzung der Tagesordnung berücksichtigt 
werden können. 
(5) Jeder Ausschuss soll seine Sitzung so 
einrichten, dass Empfehlungen auf die Ta-
gesordnung der nächsten Sitzung der Ge-
meindevertretung gesetzt werden können. 

. 

§ 17 
(2) Jeder Ausschuss soll nach Bedarf eine 
Sitzung abhalten, die von dem Vorsitzenden 
im Einvernehmen mit dem Bürgermeister 
rechtzeitig einzuberufen ist. Zu Ausschuss-
sitzungen ist der Bürgermeister zu laden. 
Außerdem ist der Amtsvorsteher sowie der 
leitende Verwaltungsbeamte des Amtes 
Moorrege berechtigt und auf Verlangen ver-
pflichtet an den Sitzungen teilzunehmen und 
Auskunft zu erteilen. 
(3) Anträge zur Tagesordnung sind über den 
Bürgermeister bei dem Ausschussvorsitzen-
den einzureichen und von diesem auf die 
Tagesordnung der nächsten Ausschusssit-
zung zu setzen. 
(6) Über die Möglichkeit der Befangenheit 
eines Ausschussmitgliedes nach § 46 Abs. 12 
i.V.m. § 32 Abs. 3 i.V.m. § 22 GO entschei-
det der jeweilige Ausschuss. 
Die Regelungen über „Aufgaben und 
Geschäftsführung der Ausschüsse“ in § 
22, neu geregelt in § 17, sind in Absatz 2 
um die Teilnahme des Amtsvorstehers 
und des leitenden Verwaltungsbeamten 
an den Sitzungen zu ergänzen. 
Die Regelungen des Absatzes 3 können 
entfallen. Die Übersendung der Unterla-
gen erfolgt durch die Amtsverwaltung. 
Der bisherige Absatz 5 kann künftig ent-
fallen. Da die Ausschüsse für die Ge-
meindevertretung die Beschlüsse vorbe-
reiten, ist es logisch, dass die Ausschüs-
se vor der Gemeindevertretung tagen. 
Zudem ist mit aufzunehmen, dass jeder 
Ausschuss selbst über die Befangenheit 
eines Mitgliedes entscheidet. Beim Feh-
len dieser Regelung müsste jedes Mal 
die Gemeindevertretung über die Mög-
lichkeit der Befangenheit eines Aus-
schussmitgliedes laut § 32 Abs. 3 GO 
entscheiden. 

§ 23  



(1) Für das Berichtswesen gelten die von der 
Gemeindevertretung am 24. Juni 2003 be-
schlossenen Grundsätze für das Berichtswe-
sen der Gemeinde Appen. 
(2) Dem Bürgermeister nach anderen gesetz-
lichen Vorschriften obliegende Unter-
richtungs- bzw. Informationspflichten blei-
ben unberührt. 

Das Berichtswesen sieht § 45 c Gemein-
deordnung nur für hauptamtliche Ge-
meinden vor. Die Vorgaben zum Be-
richtswesen (§ 23) entfallen somit. 

 




	Vorlagendokumente
	TOP Ö  12 Neue Geschäftsordnung für die Gemeindevertretung und die Ausschüsse der Gemeinde Appen
	Vorlage  459/2010/APP/BV
	Geschäftsordnung Appen 2010  459/2010/APP/BV
	Synopse Geschäftsordnung Appen 2010  459/2010/APP/BV



